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MARKTLIBERALISMUS UND PRODUKTIONS­
ORGANISATION 

Hans G. Nutzinger 

1. Eine liberale Vision von Gesellschaft: Das Ausgangsmodell 
lind seine Probleme 

Die Idee der »unsichtbaren Hand " bei Adam Smith (1776) ist 
zweifellos der Grundpfeiler des ökonomischen Liberalismus. In 
Smith's eigenen Worten: 

" ... jedes Individuum müht sich notwendigerweise, den jährlichen Ertrag 
für die Gesellschaft so groß als möglich zu machen. Freilich strebt es im 
allgemeinen weder an, deIll öffentlichen Interesse förderlich zu sein, noch 
weiß es, in welchem Maße es ihm förderlich ist . . . Das Individuum strebt 
nur seinen eigenen Gewinn an, und es wird in diesem wie in vielen anderen 
Fällen von einer unsichtbaren Hand dazu gebracht, ein Ziel zu unterstüt­
zen, das nicht Teil seiner Absichten war .. . In Verfolgung seines Eigeninter­
esses unterstützt das Individuum häufig das Interesse der Gesellschaft wirk­
samer, als wenn es tatsächlich beabsichtigt, dieses gesellschaftliche Interes­
'se zu unterstützen. Ich habe noch nie gehört, daß viel Gutes von jenen getan 
wurde, die vorgaben, zum Besten der Allgemeinheit zu handeln " (1976, 
Buch 1, S. 400).* 

Etwas präziser findet sich dieser Gedanke auch bei dem füh­
renden Vertreter des deutschen Ordoliberalisl11us, W,dter ElIk­
ken (1952, S. 22), wenn er als eine derGrundfonnen der Koor­
dilution von WirtschaftspLinen die " Vcrkehrswirtschaft" he­
zeichnet, 

" . .. in der viele Einzelwirtschaften - Betriebe und Haushalte -:- sellJSt.1l/(lig 
PI;ine machen, in wirtschaftlichen Verkehr miteinander tretl'n und ein :\11' 

tomatismus der Märkte besteht, der sie koordiniert . . . In der Verkehrswirt­
schaft vollzieht sich eine Koordination der einzelwirtschaftlichen Pläne, die 
durch Preise oder Tauschwerte geschieht. Die Betriebe und Haushalte treten 
als Anbieter und Nachfrager miteinander in Verkehr, und zwar in verschie­
denen Formen - den ,Marktformen<. " 
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Dieser Grundgedanke des ökonomischen Liberalismus, die 
Selbstregulierung der Handlungen freier Individuen in' einem 
System interdependenter Märkte »zum Wohle der Gesell­
schaft«, ist in der Theorie des allgemeinen Kokurrenzgleichge­
wichts (Debreu, 1959; Arrow/Hahn, 1971) mathematisch ex­
akt gefaßt worden. Es gelang dabei unter sehr einschränkenden 
Bedingungen der Nachweis, daß ein (nicht notwendig eindeuti­
ges) Gleichgewichtspreissystem existiert, das die simultane 
Realisierung aller individuellen Wirtschaftspläne ermöglicht, 
und zwar in Abhängigkeit von den Anfangsausstattungen der 
Individuen, ihren Präferenzen und den zur Verfügung stehen­
den Technologien. Allerdings verlangt dieser Nachweis u. a., 
daß sämtliche relevanten Informationen im Preissystem enthal­
ten sind. I Nur so ist gewährleistet, daß es keine nicht im Preis­
system erfaßten Externalitäten gibt und daß daher die für alle 
Individuen geltenden Gleichgewichtspreise auch gesellschaftli­
che Knappheiten widerspiegeln. Dann allerdings verwirklicht 
die idealtypische Koordination der inidividuellen Wirtschafts­
pläne durch parametrische Anpassung aller Marktteilnehmer 
an die vom einzelnen nicht beeinflußbaren Gleichgewichtsprei­
se auch ein soziales Optimum im Sinne des Pareto-Kriteriums: 
Unter den gegebenen · Bedingungen ist es dann nicht möglich, 
ein Mitglied der Gesellschaft besser zu stellen,ohne nicht min­
destens die Situation eines anderen Individuums zu verschlech­
tern. Formalisiert wird dieser Zusammenhang im Hauptsatz 
der Wohlfahrtsökonomie(vgl. Sohmen 1976, Kap. 4), wonach 
ein allgemeines Konkurrenzgleichgewicht die Bedingungen ei­
nes Pareto-Optimums erfüllt und zudem jedes Pareto-Optimum 
(über eine Variation der Anfangsausstattung) durch ein Kon­
kurrenzgleichgewicht realisierbar ist, wenn alle Produktions­
funktionen im relevanten Bereich die zur Erfüllung der Opti­
malbedingungen notwendigen Krümmungseigenschaften auf­
weIsen. 

Die Gültigkeit dieses Äquivalenztheorems ist aber an sehr 
einschränkende - nicht nur wenig realistische, sondern auch 
bestimmten Aspekten des Marktprozesses selbst widerspre­
chende - Bedingungen gebunden, nämlich die Produktion aus-
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schließlich für den Endverbrauch, eine im wesentlichen stati­
sche Betrachtungsweise sowie die Abwesenheit externer Effekte 
und öffentlicher Güter. Da in dieser Situation über das Preissy­
stem jedem Individuum die (Opportunitäts-)Kosten sämtlicher 
Aktivitäten voll zugerechnet werden (ebenso wie die entspre­
chenden Erträge), ist innerhalb dieses Model/rahmens kein 
Raum mehr für die von den Kritikern des ökonomischen Libe­
ralismus seit jeher betonten Probleme von Macht, Herrschaft, 
Ungleichheit und Ausbeutung. Wenn überhal:lpt, lassen sich . 

. diese allenfalls noch in reduzierter Form thematisieren, nämlich 
als Frage der Angemessenheit der Anfangsausstattungen - so­
zusagen als außerökonomische Frage, da ja <;Iie behauptete Pa­
reto-Optimalität bei Vorliegen der übrigen Modellannahmen 
für jede beliebige Al1fangsausstattung gilt. 

Mit dem Verschwinden von Macht und Herrschaft ver­
schwindet in diesem Rahmen auch das Problem der demokrati­
schen Beteiligung von Individuen an Entscheidungen (anderer), 
die sie betreffen, denn die Konsequenzen sämtlicher Entschei­
dungen werden ja für alle Beteiligten voll in den (Gleichge­
wichts-)Preisen erfaßt. Man kann diese gedankliche Situation 
für eine » ideale Welt der Partizipation « halten (vgl. Eger/Weise 
1984, S. 42) oder auch für eine Welt, in der es keinerlei Partizi­
pation gibt und auch nicht zu geben braucht. Richtig bleibt in 
jedem Falle, daß im allgemeinen Konkurrenzgleichgewi~ht a la 
Wal ras das wesentliche Grundpostulat des ökonomischen Libe­
ralismus - nämlich die herrschaftsfreie Selbstregulation durch 
marktmäßige Interaktion der Individuen auf vollkommenen 
Märkten - eingelöst ist. Ein dabei offenkundig ungelöstes Pro­
blem besteht natürlich darin, wie weit und wohin die abstrakte 
Modellanalyse in einer realen Welt trägt, die sich beharrlich 
weigert, den Modellvoraussetzungen auch nur annähernd zu 
entsprechen. Dies gilt vor allem für das Erfordernis, daß 
Gleichgewichtspreise schon alle relevanten Informationen ent­
halten, die zur Abstimmung der individuellen Einzelpläne nötig 
sind. Nicht nur in primär zentral geleiteten Wirtschaftssyste­
men, sondern auch in allen realen Marktwirtschaften existieren 
außerhalb und sogar innerhalb preisgesteuerter Marktbezie-
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hungen andere Formen direkter Entscheidungskoordination, 
wie etwa direkte Absprachen zwischen den Beteiligten oder for­
malisierte Organisations-und Anweisungsstrukturen in Institu­
ti(~nen und eine Vielzahl kollektiver Entscheidungsmechanis­
men. Auch die in der Theorie des allgemeinen Konkurrenz­
gleichgewichts implizit unterstellte Ausschließlichkeit privater 
und handel barer Eigentumsrechte läßt sich, aus welchen Grün­
den auch immer2, für keine reale Volkswirtschaft bestätigen. 

Es wäre voreilig, aus der allzuleicht feststellbaren Differenz 
zwischen realen Marktwirtschaften und der Theorie des allge­
meinen Konkurrenzgleichgewichts sofort auf die Wertlosigkeit 
dieses Denkansatzes zu schließen. Für seine, wenn auch in viel­
fältiger Hinsicht begrenzte, Anwendbarkeit spricht jedenfalls 
die Tatsache, daß gewisse Charakteristika des Marktprozesses 
qualitativ auch in Situationen des Ungleichgewichts und des 
unvollständigen Wettbewerbs erhalten bleiben; dazu gehört die 
Rückkoppelung von - wenn auch nicht mehr exakt gemelisenen 
- Knappheiten über den Marktmechanismus mit entsprechen­
den Anpassungsreaktionen bei Anbietern und Nachfragern. In 
vielen, wenn auch nicht in allen Fällen werden auch unter weni­
ger idealen Bedingungen als denen des allgemeinen Konkur­
renzgleichgewichts veränderte Angebots- und Nachfragekon-

. stellationen, die eine Zu- oder Abnahme gesellschaftlicher 
Knappheitsgrade andeuten, zu entsprechenden Preisanpassun­
gen führen. Das für die Theoretiker des ökonomischen Libera­
lismus zentrale Argument der Selbstregulierung über Märkte 
wird also nicht völlig dadurch aus den Angeln gehoben, daß in 
der Realität in vielfältiger Weise »unvollkommene Konkur­
renz« herrscht. Natürlich sind dann Aussagen über »gesell­
schaftliche Wohlfahrt« schwierig, wenn nicht unmöglich, will 
man sich nicht mit Plausibilitätsüberlegungen b<;gnügcn, die 
doch in einer Vielzahl von Fällen auf die empirische Überlegen­
heit real existierender Marktabstimmung im Vergleich zu real 

. existierenden Formen der Planungskoordination hindeuten. 
Solche pragmatischen Erwägungen helfen indes kaum weiter, 
wenn es um die Frage einer Anwendung liberaler Beziehun­
gen im Produktionsbereich geht - jenem zentralen Bereich 
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menschlicher Tätigkeit, der erkennbar nur in geringem Maße 
unmittelbar über Austauschprozesse gesteuert wird. Wir wol­
len uns dieser Fragesfellung nun zuwenden, indem wir zu­
n:ichst den Mnrktprozeß in realistischer Perspektive betrach­
ten. 

~ 2. Der Marktprozeß in realistischer Perspektive 

Die an der Wohlfahrtsökonomik orientierte Darstellung des 
Marktmechanismus ist offenkundig in vieler Hinsicht überver­
einfacht und unrealistisch\ die heroischen Vereinfachungen des 
Konkurrenzmodells im Rahmen der Theorie des allgemeinen 
Gleichgewichts haben eben vor allem den Zweck, Adam Smith' 
(1776) Idee der Herstellung eines gesellschaftlichen Optimums 
durch Markttausch zu präzisieren und formal zu beweisen.4 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien hier einige wesentli­
che Aspekte des »realen « Marktmechanismus angeführt, die 
fiir unsere Thematik von besonderer Bedeutung sind und in den 
bisher skizzierten Formalisierungen nicht berücksichtigt 
werden:5 

- Wie insbesondere die ordoliberale Denkrichtung betont", 
setzt Wettbewerb Institutionen und rechtliche Regelungen 
voraus, deren konkrete Ausgestaltung für Ablauf und Ergeb­
nis des Marktprozesses von zentraler Bedeutung ist. 

- Realer Wettbewerb ist ein dynamischer Bewegungsvorgang 
in einer Welt, »in der noch nicht alles transparent und daher 
bereits gelöst ist« (HeIlß 1980, S. 681). 

- Ungewißheit und unvollständige Information als zentrales 
Kennzeichen realer Markttransaktionen bedingen eine Viel­
zahl von - im Gleichgewichtsmodell ausgeschlossenen -
Transaktionskosten, insbesondere für die Suche nach geeig­
neten Marktpartnern und deren information sowie für die 
Aushandlung und Durchsetzung von Verträgen (vgl. Co,lse 
1937, S. 390ff.). 

- Die Existenz dieser Transaktionskosten läßt sich im An-
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schluß an Coase (1937) und Williamsan (1975, Kap. 1) als 
Begründung dafür heranziehen, daß - vor allem bei Zwi­
schenprodukten - in realen Volkswirtschaften häufig keine 
indirekte Koordination über Preise und Miirkte stattfindet, 
sondern daß diese direkt durch organisatorische Regelungen 
erfolgt; diese Überlegung wird mit der Effizienzvermutung 
verbunden, daß die Kosten interner Organisation (Organ isa­
tionskosten) dann eben geringer sind als die einer ~ prinzi­
piell möglichen - Koordination der entsprechenden produk­
tiven Aktivitäten über (Zwischenprodukt- )Märkte (Transak­
tionskosten). 
Dieser letztgenannte Einwand bezieht sich auf die Koordina­

tion der Produktion in nach außen abgegrenzten Einheiten, den 
Unternehmen, die zwar von außen Marktsignale empfangen 
und darauf auch entsprechend reagieren (Marktverhalten der 
Unternehmung), diese Signale jedoch im Innenbereich in orga­
nisatorische Regelungen umsetzen, die häufig, wenn auch nicht 
denknotwendig, die Form von Anweisungen innerhalb geglie­
derter interner Hierarchien annehmen. 

3. Markt und Hierarchie 

Das liberale Utopia des allgemeinen Konkurrenzgleichge­
wichts, konfrontiert man es mit der realen Welt, weist offen­
kundig ein zentrales Defizit auf. Auch lind gerade in entwickel­
ten industrialisierten Volkswirtschaften lösen sich nicht alle Be­
ziehungen zwischen Menschen in freiwillige und gleichberech­
tigte Tauschakte auf: Betrachtet man den Unternehmensbe.­
reich, so ist dieser in erheblichem Maße durch Unterordnungs­
verhältnisse und Formen direkter Entscheidungskoordination 
gekennzeichnet. Deswegen betont auch Williamsol1 (1975) im 
Anschluß an Caase (1937) eine substitutive Beziehung zwi­
sehen» Märkten« und » Hierarchien «; auf der Grundlage alter­
nativer Kosten von Entscheidungsabstimmung begründet er die 
Wahl unterschiedlicher Koordinationsmechanismen. Wi/lia/ll­
san geht es dabei um die Organisation ökonomischer Aktivitä-
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ten sowohl innerhalb als auch zwischen Märkten und Hierar­
chien, die er so gegeneinander abgrenzt: 

»Während Markttransaktionen Austausch zwischen selbständigen öko­
nomischen Einheiten - das traditionelle Untersuchllngsohjekt der mikro­
tikonomischen Theorie - implizieren, llmfaßt bei hierarchischen Transak­
tionen eine einzige administrative Einheit beide Seiten der Transaktion; ir­
gendeine Form von Suhordination herrscht vor, Lind typischerwei se l>esteht 
dann ein konzentriertes Eigentumsrecht« (1975, S. XI). 

Gegenüber dieser idealtypischen Darstellung von Märkten 
und Hierarchien als zwei scharf voneinander abgegrenzte, rein 
substitutive Koordinationsformen müssen jedoch einige Beden­
ken geltend gemacht werden. Am wichtigsten erscheinen mir 
die beiden folgenden Einwände: 
- Vertikale Integration als Ersatz von (Zwischenprodukt-) 

Märkten durch unternehmensinterne Koordination ist zwar 
empirisch häufig, aber nicht denknotwendig mit Hierarchie 
im Sinne organisatorischer Subordinationsbeziehungen ver­
bunden. Williamson (1980) gibt selbst die Möglichkeit einer 
nicht-hierarchischen »Peer Group«-Organisation innerhalb 
des Unternehmens zu, so daß trotz weithin bestätigender em­
pirischer Evidenz der Schluß von der Abwesenheit von 
Marktbeziehungen auf Hierarchie logisch nicht zwingend ist. 

- »Märkte« und »Hierarchien« sind aber nicht nur·substitutiv, 
sondern auch komplementär zueinander: Gerade für die 
Heranbildung neuer Märkte ist die Entwicklung neuartiger 
Produkte und Prozesse innerhalb von Unternehmen eine 
wichtige Voraussetzung, und die Subordinatiollsbeziehullgen 
in Unternehmenshierarchien sind· nicht unabhängig von der 
Situation auf Arbeits-, Güter- und Faktormärkten (vgl. auch 
Schüller 1983, S. 183f.). Darüber hinaus gibt es auch Ele­
mente direkter Komplementarität in Großunternehmen und 
vor allem im staatlichen Bereich, wo Elemente pretialer Len­
kung, wie interne Verrechnungspreise, ergänze/ld zu direkten 
Anweisungen eingesetzt werden. Für die Frage einer liberalen 
Gestaltung des Produktionsbereichs sind, wie wir im folgen­
den sehen werden, diese Komplementaritätsbeziehungen von 
entscheidender Bedeutung. 
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Unterschiede und Zusammenwirken marktmäßiger und hier­
archiseher Entscheidungskoordination werden vielleicht deutli­
cher, wenn man sie einmal unter dem Aspekt der Artikulation 
von Interessen betrachtet. In dieser Perspektive ist das reine 
Marktmodell vor allem dadurch gekennzeichnet, daß allenfalls 
eine indirekte Interessenartikubtion stattfindet, und zwar über 
die Möglichkeit, eine Marktbeziehung nicht einzugehen oder 
sie wieder zu verlassen, wenn man mit den Bedingungen des 
Markttausches - idealtypisch dem Preis - nicht einverstanden 
ist. Diese Möglichkeit des Abbruchs einer Marktbeziehung, die 
»exit option« (Hirschman 1970), erlaubt allenfalls eine indi­
rekte Interessenartikulation insofern, als die Möglichkeit der 
Abwanderung einer Marktpartei von der jeweils anderen Seite 
als Erwartungsgröße im Rahmen ihrer Austauschbeziehung in 
Rechnung gestellt wird. Eine unmittelbare Einflußnahme auf 
ökonomische Entscheidungen, etwa durch direkte Interessenar­
tikulation und Interessenabstimmung - also die Möglichkeit 
des Widerspruchs, von Hirschman (1970) als »voice option« 
bezeichnet -, ist natürlich in der Realität von ganz entscheiden-

. der Bedeutung. Unmittelbar einsichtig ist sie im Bereich außer­
marktmäßiger Entscheidungskoordination, etwa bei politischen 
Koordinationsmechanismen, im Rahmen von Bargaining-Sy­
stemen und mit Einschränkungen auch innerhalb hierar­
chischer Beziehungen, etwa im Unternehmen. Direkte Inter­
essenartikulation findet aber auch in realen Marktprozessen 
statt, wenn es etwa um die Aushandlung von Marktkontrakten 
geht. Gleichwohl bleibt die Möglichkeit der - in der Realität 
allerdings mit Transaktionskosten behafteten - Abwanderung 
für die marktmäßige Entscheidungskoordination im allgemei­
nen wichtiger als die - ebenfalls mit Kosten belastete - Wahr­
nehmung der Widerspruchsmöglichkeit. Die »voice option « 
hingegen ist in aller Regel für den außermarktmäßigen Bereich 
entscheidend, weil die Möglichkeit des Ausstiegs aus bestimm­
ten Sozialbeziehungen - etwa einem politischen System - oft­
mals mit prohibitiv hohen Transaktionskosten belegt ist. Ob­
wohl also sprachliche Interessenartikulation auch in realen 
Marktprozessen eine gewisse Rolle spielt und die Möglichkeit 
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der Abwanderung prinzipiell auch außerhalb des Marktsystems 
gegeben (aber eben häufig mit hohen Kosten belegt) ist, macht 
es doch Sinn, diese beiden Formen der Interesscnartikulation 
auf dem Hintergrund von Märkten und Hierarchien zuniichst 
einmal idealtypisch einander gegenüberzustellen. 

4. Hierarchie und 11lteressellartiklliatioll 

Hirschmall (1981, S. 244) sieht vier wesentliche Unterschiede 
zwischen Abwanderung und Widerspruch : 
(1) Die »voice option« sei reichhaltiger und differenzierungsfä­

hig, sie enthalte mehr Informationen als die »exit option«. 
(2) Widerspruch sei mehr als Abwanderung dazu geeignet, eine 

um ihrer selbst willen betriebene Angelegenheit zu werden; 
sie könne ihren Lohn in sich selbst haben, besonders wenn 
sie als Tätigkeit im allgemeinen Interesse wahrgenommen 
werde. 

(3) Die Wahrnehmung der »voice option « in Organisationen 
sci mit bcsonderen Risiken vcrbundcn, da diesc vcrsuchten, 
den Widerspruch entweder durch Vergeltungsmaßnahmen 
oder durch spezielle Vergünstigungen gegenüber denjenigen 
zum Schweigen zu bringen, die ihn artikulieren. 

(4) Die Wahrnehmung der »voice option « sei unzuverlässig in 
dem Sinne, daß häufig eine kleine Gruppe im Namen einer 
viel größeren ihre Stimme erhebe und daher die durch Wi­
derspruch bewirkten Änderungen in erster Linie im Interes­
se der wenigen seien, die diesen Widerspruch äußern. 

Akzeptiert man diese Differenzierungen Hirschmalls, so läßt 
sich die Wahl zwischen beiden Formen der Interessenartikula­
tion nicht allein auf der Basis der damit verbundenen Kosten 
begründen, da nunmehr mögliche nutzenstiftende Elemente der 
Widerspruchsmöglichkeit zu berücksichtigen sind. Umgekehrt 
ist es aber auch denkbar, daß - bei entsprechend autoritärer So­
zialisation - die Wahrnehmung der Widerspruchsmöglichkeit 
mit so hoher psychischer Überwindung verbunden ist, daß sie, 
unabhängig von ihrem Erfolg, auch mit negativem Gewicht in 
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die individuelle Bedürfnisbefriedigung eingeht. Darüber hinau, 
ist eine gewisse Asymmetrie zu beachten: Während die Abwall ­
dc::rung (exit) eindeutig der marktmäßigen Entscheidungskoor­
dination zugeordnet werden kann, ist eine ähnlich zweifelsfrCll' 
Zuordnung beim »Widerspruch« (voice) nicht möglich. ZU1l1 

einen ist die direkte Interessenartikulation auch in realen 
Marktprozessen nicht ausgeschlossen, und zum anderen wird 
auch im idealtypischen organisationsinternen Koordinations ­
mechanismus, der hierarchischen Abstimmung von Entsclll'l­
dungen du~ch Subordination, die Möglichkeit des Wiol'l­
spruchs zwar nicht ausgeschlossen, aber doch auf zumindc\I 
zweierlei Weise ernsthaft beschränkt: 
- Als Folge praktizierten Widerspruchs kann es zu einer VOll 

der Organisationsspitze erzwungenen Abwanderung der he-
- treffenden Organisationsmitglieder kommen. Diese Möglich ­

keit kann diese Artikulationsform mit - unter Umständell 
prohibitiv - hohen Kosten belegen. Die konkrete Höhe d.icscr 
Artikulationskosten hängt nicht nur von der Art der hierar­
schischen Gliederung in der Organisation (z. B. im Unterneh­
men) ab, sondern auch von der Arbeitsmarktlage, die ihrer­
seits die Kosten einer tatsächlichen Abwanderung für bcid(' 
Seiten weitgehend bestimmt. Für die Organisationsspitze be­
stehen sie vor allem in den Aufwendungen, die zum Ersatl 
des bisherigen Organisationsmitglieds erforderlich sind, für 
das betreffende Individuum in den Kosten der Suche nach ei ­
ner gleichwertigen Beschäftigung in einer anderen Organisa­
tion. Die (subjektiv wahrgenommenen) Kosten einer (er­
zwungenen) Abwanderung bestimmen daher auch die Wahr­
scheinlichkeit einer solchen Maßnahme und damit die Bereit­
schaft von Organisationsmitgliedern, Widerspruch zu äu· 
ßern. Hier zeigt sich erneut die bereits betonte Komplemcl/­
tarität direkter und indirekter Interessenartikulation. 

- Soweit die Artikulation des Widerspruchs tatsächlich erfolgt, 
muß sie in hierarchisch gegliederten Organisationsformcn 
nicht notwendig erfolgreich sein, vor allem dann, wenn im 
Rahmen strikter Subordinationsverhältnisse den Organ isa­
tionsmitgliedern kein formales Mitentscheidungsrecht zuge-

112 



standen wird; dies gilt unabhängig davon, ob es zur (erzwun­
genen) Abwanderung kommt oder nicht. Wiederum be­
stimmt wesentlich die Arbeitsmarktlage darüber, wie weit 
die direkte Interessenartikulation tatsächlich berücksichtigt 
wird: Die Schwierigkeit, Organisationsniitglieder zu ersetzen 
und die erwartete Wahrscheinlichkeit einer Abwanderung bei 
erfolglosem Widerspruch werden einen wesentlichen Einfluß 
auf dessen Berücksichtigung durch die Organisationsspitze 
haben, auch dann, wenn keine formalen Mitspracherechte 
bestehen. 

4. Das Unternehmen als soziale Institution 

Die Vernachlässigung unternehmensinterner Koordinationsfor­
men im Rahmen der allgemeinen Gleichgewichtstheorie zeigt 
sich vielleicht am deutlichsten anhand eines von Wieksell 
(1893) und Samuelson (1957) formulierten und von Drcze 
(1974) formal bewiesenen Äquivalenztheorems. Inden Worten 
Samue!sons (1957, S. 894) besagt es, 

.. daß es auf einem vollstiindig kompetitiven Markt nicht wirklich darauf 
ankommt, wer wen unter Vertrag nimmt: Soll doch die Arbeit das Kapital 
unter Vertrag nehmen". 

Bezeichnet man eine idealtypische Volkswirtschaft, in der die 
Kapitalcigner die Arbeiter unter Vertrag nehmen, als }) bpitali­
stische« Ökonomie und spricht man analog von einer »lahori­
stischen« Ökonomie; wenn die Arbeiter den Produktionspro­
zeß selbst organisieren und das Kapital unter Vertrag nehmen, 
so kann man das Äquivalenztheorem mit Vogt (1983, S. 163) 
auch so formulieren: 

.. Theorem: Bei gegebenen Präferenzen und Anfangsau·sstattungen sind 
die Gleichgewichte bei vollkomment:r Konkurrenz in einer kapitalistischen 
und einer laboristischen Ökonomie äquivalent.« 

In diesem Äquivalenztheorem spiegelt sich offensichtlich der 
für diese Fragestellung zu hohe Abstraktionsgrad der allgemei­
nen Gleichgewichtstheorie wider, insbesondere die Ausblen-
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dung der Produktionsorganisation, die unzureichende Berück­
sichtigung von Anreizen und Eigentumsrechten und die Abwe­
senheit von Unsicherheit_7 Gleichwohl gibt das Äquivalenz­
theorern einen wichtigen Denkanstoß insofern, als es eine Ant­
wort auf die Frage verlangt, warum wir laboristische Unterneh­
men auch in westlichen Marktwirtschaften so selten antreffen, 
obwohl sie dort "politisch weder diskriminiert noch präferiert 
werden« (Alchian/Demsetz 1972, S. 787). Dieser Frage wollen 
wir uns im folgenden Abschnitt zuwenden. Zuvor erscheint es 
jedoch nützlich, zwei sehr verschiedenartige, aber doch jeweils 
typische Einstellungen liberaler Theoretiker zur Frage der un­
ternehmensinternen Entscheidungskoordination zu betrachten. 

Das eine wirtschaftsliberale Reaktionsmuster wird beispiel­
haft durch Alchian und Demsetz (1972) repräsentiert. Ihnen 
zufolge sind die Beziehungen innerhalb des Unternehmens 
durch keine spezifischen Macht- und Autoritätsverhältnisse ge­
prägt, sie unterscheiden sich )'nicht im geringsten Grade von 
gewöhnlichen Marktkontrakten zwischen zwei beliebigen Per­
sonen« (5. 777). Die angebliche Macht des Arbeitgebers, das 
Unternehmen zu leiten und den Arbeitern verschiedene Aufga­
ben zuzuweisen, unterscheidet sich nicht im geringsten von dem 
Einfluß, den ein Konsument auf seinen Einzelhändler hat. Das 
Unternehmen erscheint so als eine besonders leistungsfähige 
Form eines »privaten Marktes« (5. 795), in dem der Unterneh­
mer dieselbe Aufgabe erfüllt wie der Walrasianische Auktiona­
tor iJ;Il Modell des allgemeinen Gleichgewichts. Folgt man Al­
chian und Demsetz, so impliziert der Arbeitsvertrag keine Au­
toritätsbeziehung, sondern ist als ei/l'System des beständigen 
Aushandelns von - gelegentlich auch impliziten - Marktkon­
trakten zu verstehen. Diese Sichtweise löst also alle Beziehun­
gen zwischen Menschen in Marktbeziehungen auf und elimi­
niert das Herrschaftsproblem im Unternehmen sozusagen mit 
sprachlichen Mitteln. 

So geistreich diese sprachliche Übung ist, sie wird den Beson­
derheiten der Produktionsorganisation im Unternehmen 
schwerlich gerecht (vgl. Nutzinger 1976). Dies wird auch von 
einem zweiten Denkstrang der liberalen Theorie anerkannt, die 
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einen Unterschied zwischen marktmäßiger und unternehmens­
interner Organisa.tion anerkennt. Die Vertreter dieses Denkan­
satzes weisen zu Recht darauf hin, daß eine rein vertragliche 
Produktionsorganisation zwar logisch möglich, aber praktisch 
wenig leistungsfähig sei, da die Vielzahl spezifischer Verträge 
enorme Kosten für deren Abschluß und die Kontrolle ihrer Ein­
haltung mit sich bringe. 8 Gerade die Einsparung dieser Trans­
aktionskosten durch interne Organisation und Autoritätsbezie­
hungen führt danach zu einem Effizienzvorteil der modernen 
Unternehmung und damit zu besserer Güterversorgung. Durch 
die Möglichkeit des Abwanderns aus zu stark hierarchisch or­
ganisierten Unternehmen und die Gründung partizipatorischcr 
Firmen bestehe für den Arbeiter in den marktwirtschaftlich 
orientierten Ländern ein wesentlicher sozialer Mechanismus, 
der notwendig zum Abbau funktionswidriger Hierarchie füh­
ren müsse. 

Typisch für diese Variante, die Autorität als bestimmendes 
Element der Unternehmen anerkennt, aber als Funktionsnot­
wendigkeit rechtfertigt, ist die Stellungnahme des führenden 
deutschen Ordoliberalen Walter Eucken. Dieser betont nicht 
nur die gesamtwirtschaftliche Koordinationsfunktion des 
Marktmechanismus, sondern auch die in einer funktionieren­
den Wettbewerbsordnung gelingende Begrenzung und Kontrol­
le wirtschaftlicher Macht. Gleichwohl hält Euckcl1 (1975, S. 
376) eine hierarchische Organisation der Unternehmen für 
zwingend: 

»Obwohl ... in einer Wettbewerbsordnung wirtschaftliche Macht durch 
Aufspaltung möglichst verringert wird, sind doch gewisse Machtpositinnen 
für ihre Realisierung unentbehrlich. Nicht nur die Zentralbank und andere 
für die Geldversorgullg verantwortliche Stellen sollten wirtschaftliche 
Macht, die auf Privilegien gestützt ist, besitzen . Auch die Leitungen der Be­
triebe müssen die Autorität haben, ihre Pläne durch ihre Anweisungen 
durchzusetzen. Freilich wird ihre wirtschaftliche Macht in der 
Wettbewerbsordnung begrenzt und kontrolliert, und zwar in der Regel 
durch die Konkurrenz .. . Indessen - gerade, weil die Betriebe auf den 
Märkten dem Gesetz des wettbewerblichen Leistungszwangs unterworfen 
werden sollen, darf der Leitung die Aufstellung von Wirtschaftsplänen für 
den Betrieb und die Befugnis, Anweisungen zu geben, nicht aus der Hand 
genommen werden. Sonst wird die Klarheit der Betriebsführung beein-
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trächtigt. Der Betrieb verliert die Anpassungsfähigkeit, ohne welche d' t 

Wettbewerbsordnung nicht arbeiteri kann . .. Wirtschaftliche Macht ist nur 

soweit gerechtfertigt, wie sie dem Aufball und der Erhaltung einer Wett!>, 
werbsordnung dient .. . Daraus ergibt sich : Niemand darf mehr lind d ,pl 

ll'el1iger wirtschaftliche Macht besitzen als lIotwendig ist, 11111 eine 'v/ell i" 
werbsordmmg zu verwirklichen." 

Obwohl Eucken hier sehr stark die Notwendigkeit interner. 
und zwar hierarchischer, Koordinationsmechanismen im trll 
ternehmensbereich betont, sieht er auch zugleich ihr ZUS:lI11 -
menwirken mit der Umwelt des Unternehmens - den Güter­
und Faktormärkten -, das wirtschaftliche Macht, auch inner­
halb des Unternehmens, begrenzt, wenn auch nicht zum Ver­
schwinden bringt. Die Transformation von Marktsignalen in 
konkrete Anweisungen wird demnach zumindest der Tendenz 
nach durch funktionale Notwendigkeiten des Produktionspro­
zesses bestimmt. Sieht man mit Frank Knight (1921, Kap. 9) dir 
Unternehmensorganisation als eine Methode »for meeting un­
certainty«, also zur Reduktion von Unsicherheit, so kann man 
das Vorherrschen hierarchischer, »vertikaler« Koordinations­
formen gegenüber einer indirekten Koordination über Preise, 
aber auch die empirische Seltenheit horizontaler und demokra­
tischer Formen direkter Entscheidungskoordination im Unter­
nehmen zumindest teilweise aus funktionalen Gesichtspunktc/1 
erklären (vgl. Nutzinger 1978): 
- Eine rein marktmäßige Koordination einzelner, aufeinander 

bezogener Produktionsschritte ist nicht nur mit erheblichen 
Transaktionskosten fiir die dabei entstehenden Vertrags- lind 
Tauschaktivitäten verbunden, sondern erfordert auch im 
Hinblick auf unvorhergesehene Stärungen einen hohen Zwi­
schenlagerbedarf auf jeder Stufe. 9 

- Da nicht sämtliche für die Produktionsorganisation relevanten 
künftigen Ereigriisse ex ante spezifiziert werden können, müs­
sen Entscheidungsrechte an Individuen im Unternehmen dele­
giert werden, damit sie ohne komplizierte Rückkopplungs­
und Abstimmungsprozesse in unvorhergesehenen Situationen 
rasch entscheiden können. Damit wird zugleich die erforderli­
che Verringerung der benötigten Informationskanäle erreicht. 
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- Unterschiedliche Qualifikationen und AufgabensteIlungeIl 
im arbeItsteiligen Produktionsprozeß führen auch bei rollti­
nisierten Tätigkeiten zu einer funktional bedingten »Exper­
tcnhierarchie« (I-larvat 1975, S. 141), die bis zu einem gewis­
sen Grade auch in laboristischen Unternehmen unvermeid­
lich ist. 

- Eine weitere Ursache hierarchischer Koordination kann auch 
die mangelnde Neigung oder Qualifikation bestimmter Or­
ganisationsmitglieder sein, Entscheidungen- etwa auf dem 
Weg horizontaler Absprachen - selbst zu treffen und damit 
Verantwortlichkeitenzu übernehmen (vgl. z. B. Kilight 1921, 
S. 268ff.; Schüller 1983, S. 166). 
Diese Aufzählung funktionaler Aspekte hierarchischer Ent­

scheidungskoordination im Unternehmen erhebt keinen An­
spruch auf Vollständigkeit, sondern soll nur plausibel machen, 
warum auch in einer wesentlich durch dezentrale Marktkoordi­
nation geprägten Umwelt stets hierarchische Koordinationsele­
mente bei komplexeren arbeitsteiligen Prozessen anzutreffen 
sind. lo Auch die logisch mögliche Alternative einer internen 
Entscheidungskoordination durch demokratische Mechanis­
men (etwa auf der Basis gleichen Stimmrechts für alle Unter­
nehmensmitglieder) erweist sich in vielen Fällen als unpraktika­
bei; deswegen beschränkt auch das jugoslawische System der 
Arbeiterselbstverwaltung demokratische Entscheidungsverfah­
ren auf wenige grundlegende »politische« Entscheidungen 
(Horvat 1975). Dieser Hinweis auf funktionale Aspekte hierar­
chischer Entscheidungskoordination im Unternehmen bedeutet 
allerdings noch nicht, was Liberale wie Flicken annehmen, daß 
nämlich über den Abwanderungsmechanismlls zwangsLiufig 
innerbetriebliche Hierarchie auf das funktional Notwendige re­
duziert wird. Dies würde nur in einer» idealen", aher, wie wir 
gesehen haben, unrealistischen Wettbewcrbswirtschaft gelten, 
in der U.3. der Abwanderungsmechanismus von Beschiiftigtcn 
zwischen Unternehmen mit keinerlei Transaktionskosten belegt 
ist (vgl. Eger/Weise 1984, S. 43). 

Was die Notwendigkeit hierarchischer Produktiansorganisa­
tion auch und gerade innerhalb einer Marktwirtschaft betrifft, 
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so zeigen sich erstaunliche Parallelen zwischen dem führenden 
Vertreter der ordoliberalen Denkrichtung, Walter flIckeIl 
(1952, S. 376) und Karl Marx (1894) . 11 Der wesentliche Unter­
schied zwischen beiden besteht in der verschiedenartigen Wahr­
nehmung des Marktmechanismus, der bei Marx primär nicht 
als Koordinationsinstrument gesehen wird, sondern als die ge­
sellschaftliche Instanz, die den in einem betrieblichen Herr­
schaftsprozeß geschaffenen ;> Mehrwert« durch den Verkauf der 
Waren »realisiert«. Für Marx ist daher der Austausch auf 
Märkten letztlich nur ein »Warenschleier« ,. der die zugrunde 
liegenden Herrschaftsbeziehungen in der Produktion - insbe­
sondere die Transformation marktmäßig gekauften »Arbeits­
vermögens« in konkrete »Arbeitsleistung« unter dem »Kom­
mando des Kapitals« - durch die formale Gleichheit der Wa­
ren besitzer an Güter- und Faktormärkten verbirgt. So richtig 
hierbei die Marxsche Einsicht ist, daß innerhalb des Unterneh­
mens außermarktmäßige Formen der Koordination zum Zuge 
kommen, so verkürzt ist doch auch seine Sichtweise, die den 
wichtigen Aspekt der gesellschaftlichen Koordination von Ent­
scheidungen in ein System interdependenter Märkte vernach­
lässigt und daher die Schwierigkeiten ein~r direkten Koordina­
tion sämtlicher ökonomischer Entscheidungen durch bewußte 
gesellschaftliche Planung deutlich unterschätzt. 

Nach dem bisher Gesagten liegt es nahe, das Unternehmen 
als Ersatz zahlreicher spezifizierter Marktkontrakte durch eine 
reduzierte Menge weniger spezifizierter Verträge aufzufassen, 
die zum Zwecke der Transaktionskostensenkung eine Autori­
tätsbeziehung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer impli­
zieren (Nutzinger 1976, S. 233). Noch allgemeiner ist die von 
FritzRoy und Mueller (1984, S. 37) gewählte Definition, wo­
nach das U'1ternehmen eine Übereinkunft zu kooperativer Pro­
duktion darstellt, wobei die Zahl der beteiligten Individuen, die 
Art der zu spezifizierenden Aktivitäten und die Kosten der 
Überwachung der Übereinkunft so hoch sind, daß formelle ge­
schriebene Kontrakte, welche die Handlungen aller Individuen 
spezifizieren, ineffizient sind, so daß zur Koordination und 
Überwachung der Tätigkeiten ihrer Mitglieder vor allem impli-
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zire Kontrakte verwendet werden, deren Einhaltung von be­
stimmten Mitgliedern der Produktionsgemeinschaft durchge­
setzt wird. 12 

5. Partizipation im Unternehmen als Problem liberaler 
Wirtschaftspolitik 

Spätestens seit John Stuart Mills (1848) Plädoyer für wirt­
schaftsdemokratische, genossenschaftliche Organisationsfor­
men in seinem berühmt gewordenen Kapitel über die wahr­
scheinliche Zukunft der arbeitenden Klassen ist das Problem ei­
ner liberalen Prinzipien entsprechenden Gestaltung des Produk­
tionsbereichs auch von liberaler Seite thematisiert worden. Da­
hinter steckt zumindest implizit die Erkenntnis, daß gerade in 
diesem Bereich eine Zurechnung der Folgen ökonomischer Ent­
scheidungen allein über den Preis nicht stattfindet. Wie soll 
man nun die Partizipation der Arbeitnehmer, »d. h. die Teilnah­
me von Individuen oder Gruppen an sie betreffenden Entschei­
dungen« (Backhaus 1979, S. 5) so gestalten, daß individuelle 
Freiheitsrechte ebenso gewahrt werden wie die Handlungsfä­
higkeit der Unternehmung? In dieser Sicht entspricht die klassi­
sche Unternehmensordnung nicht vollständig liberalen Prinzi­
pien, da sie vor allem durch zwei zentrale Charakteristika ge­
prägt ist, nämlich 
- das Institut des Arbeitsvertrages, der eine - wenn auch in 

vielfältiger Weise begrenzte - Subordination des Arbeiters 
unter die Weisungen der Unternehmensleitung impliziert, 
sowie 

- das Bestehen eines Arbeitsmarktes, der es den Beschäftigten 
prinzipiell erlaubt, indirekt ihre Interessen durch Abwande-
rung (exit) geltend zu machen. . 
Dabei hat der Arbeitsvertrag eine wesentliche Rolle bei der 

Absicherung hierarchischer Koordinationsformen innerhalb 
des Unternehmens, da er die wichtigste rechtliche Grundlage 
für das Weisungsrecht verschiedener Hierarchiestufen liefert. 
Wie oben diskutiert, hängt die Intensität der indirekten Interes-
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senartikulation über die »exit option« auf dem Arbeitsmarkt 
sowohl von den ordnungs politischen Bedingungen dieses 
M;;trktes als auch von seiner aktuellen Verfassung -der relati­
ven Knappheit vOn Arbeitskriiften - ab. In gewissen Grenzen 
eröffnet jedoch die vorhandene Abwallderungsmöglichkeit 
auch die Chance zu einer beschränkten »voice option«, also ei­
ner Form direkter Interessenartikulation im Unternehmen. Auf 
den ersten Blick scheint ein Widerspruch darin zu bestehen, daß 
ausgerechnet das» Verlassen« einer Unternehmung eine » Teil­
nahme« an ihren Entscheidungen ermöglichen soll. Der Wider­
spruch ist aber nur scheinbar, denn dieser Extremfall der reali­
sierten Abwanderung ist ja für beide Seiten - Unternehmenslei­
tung und Beschäftigte - meist mit hohen Transaktionskosten 
belegt und wird daher nur selten wahrgenommen, was Alchitlll 
und Demsetz (1972, S: 777) bei ihrer Interpretation des Ar­
beitsvertrages als gewöhnlichen Markttausch übersehen. Die 
Möglichkeit der Abwanderung eröffnet indessen die Chance ei­
ner - wenn auch begrenzten - »voice option«, also einer be­
schränkten direkten Interessenartikulation der Beschäftigten, 
Zumindest geht die Möglichkeit der Abwanderung als Erwar­
tungsgröße in unternehmerische Entscheidungen und Planull ­
gen mit ein und begrenzt die Ausübung der vertraglich verein­
barten Weisungsrechte über das hinaus, was ohnehin durch dil' 
liberale Rechtsordnu,ng geboten ist. Häufiger noch wird jedoch 
gerade aufgrund dieser Abwanderungsmöglichkeit auch einl 
unmittelbare Interessenartikulation der Beschäftigten stattfill 
den, wenn diese etwa - unter Hinweis auf Abwanderungsmi))!­
lichkeiten und Formen kollektiver Aktion der Beschäftigten -
auf eine Veränderung von Arbeitsbedingungen drängen. 

Allerdings sind in der Regel die Transaktionskosten aSYIllllll' 
trisch zwischen Unternehmen und Arbeitnehmern verteilt: Dtr 
Arbeitsplatzwechsel bedeutet für den einzelnen Beschäftigtl :1 

meist eine mit erheblichen - monetären und psychischen - KlO 
sten verbundene Neuorientierung in einer neuen sozialen [ 'lI' 
gebung, häufig auch eine Entwertung betriebsspezifischen 11 1, 
mankapitals und den Verlust erworbener (impliziter) Rnhll. 
die in einem anderen Unternehmen entweder erneut er\\,(>I+ ' ' 
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werden müssen oder eine Zugangsbarriere für neue Beschäfti­
gungsmöglichkeiten darstellen, falls deren Sicherung und/oder 
monetäre Kompensation im zukünftigen Arbeitsvertrag ange­
strebt sind. Für aie Unternehmensleitung ist dagegen - mit Aus­
nahme »idiosynkratischer Job-Strukturen« (Williamson 1975, 
Kap. 4) - die Einstellung und Kündigung von Beschäftigten ei­
ne standardisierte und routinisierte Tätigkeit, die im allgemei­
nen die soziale und ökonomische Funktion des Unternehmers 
und des Unternehmensmanagements kaum berührt (vgl. NlIt­

zinger 1976). Solche asymmetrisch verteilten Transaktionsko­
sten . erhöhen die Immobilität der Beschäftigten und haben im 
wesentlichen drei wichtige Wirkungen: 
(1) Sie verringern die Widerspruchsmöglichkeit der Beschäftig­

ten und erhöhen so den Autoritätsspielraum der Unterneh­
mung (vgl. auch Arrow 1974, S. 64). 

(2) Entscheidungen der Unternehmensleitung werden für den 
Beschäftigten negative externe Effekte hervorrufen (wie 
Entwertung betriebsspezifischer Qualifikationen, hohe 
Suchkosten für neue Beschäftigung usw.), denen er sich 
eben nicht durch kostenlosen Wechsel der Beschäftigung 
entziehen kann. Partizipation der Beschäftigten an diesen 
Entscheidungen, die sie betreffen, kann daher als Versuch 
verstanden werden, durch Wahrnehmung der »voice op­
tion « mögliche negative externe Effekte zu internalisie-

ren. 
U) Gleichzeitig führt aber hohe Immobilität von Beschäftigten 

auch zu einer relativ starken Kongruenz zwischen Unter· 
nehmens- und Beschäftigtenzielen: Das langfristige Be­
schäftigungsinteresse des (immobilen) Arbeitnehmers führt 
zu einem - mit dem Rentabilitätsinteresse weitgehend kon· 
form gehenden - Interesse am Fortbestand und damit am 
wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens. In einer wach­
senden Zahl von Unternehmen wird diese Interessenkon­
formität noch weiter dadurch gesteigert, daß die Beschäf­
tigten unmittelbar am wirtschaftlichen Erfolg (und gele­
gentlich in Grenzen auch am Mifserfolg) des Unternehmens 
beteiligt werden, vor allem durch Beteiligung am Gewinn 
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oder am Vermögen des Unternehmens (vgl. auch Wcitzmc711 
1984). 

Die in realen Unternehmen vorhandene Immobilität der Bc­
schäftigten wirft also cinerseits gerade aus liberaler Sicht ein 
Partizipations problem auf, da ja im klassisch-hierarchischen 
Unternehmensmodell die Eigentums- und Persönlichkeitsrechte 
der Arbeitnehmer - durch einseitige Entscheidungen der Unter­
nehmensleitung - negativ betroffen, also verletzt werden kön­
nen; das gilt vor allem für betriebsspezifische Qualifikationen 
und im Betrieb erworbene Rechte. Aber ist nun nicht Euckcm 
Befürchtung zwingend, daß eine Aufweichung der traditionel­
len Autoritätsstruktur die Handlungsfähigkeit der Unterneh­
men in der Wettbewerbsordnung gefährdet? 

Gegen diese Befürchtungen sprechen nicht nur positive Er­
fahrungen mit partizipativen Unternehmensformen, sondern 
darüber hinaus auch einige wichtige theoretische Überlegun­
gen. Für einen Zugewinn an Handlungsmöglichkeiten der Un­
ternehmung spricht die erhöhte Legitimation und Akzeptanz 
von Entscheidungen durch die Betroffenen, wenn sie andiescn 
selbst beteiligt sind. Dieser Vorteil kann durchaus größer sein 
als die Nachteile, die sich möglicherweise aus einer verlänger­
ten Zeit der Entscheidungsfindung infolge höherer Anzahl der 
Beteiligten ergeben, zumal sich, wie schon oben bemerkt, da' 
Prinzip partizipativer Entscheidungsfindung auf grundlegende 
Sachverhalte beschränkt und nicht in tägliche Entscheidungs­
abläufe eingreifen soll. Nun fördert aber ein hoher Immobili­
tätsgrad, der aus liberaler Sicht das Partizipationsproblem kon­
stituiert, zugleich auch das Interesse der Beschäftigten an Miig­
lichkeiten direkter Partizipation \3, und führt durch die Ver­
klammerung von Profit- und Beschäftigungsinteresse auch 
gleichzeitig zu einer gewissen Annäherung von Unternehmen, 
und Beschäftigtenzielen. Partizipation, vor allem wenn ,ie 
gleichzeitig als Beteiligung an Ents~heidungen und an Ergcbni, 
sen des Unternehmens ausgestaltet ist, kann also einen positi 
ven Einfluß auf die unternehmensinterne Entscheidungskoonli­
nation und damit auf die äußere Handlungsfähigkeit des Untel­
nehmens ausüben, weil - und sofern - sie auf dem gemcin',l 
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men Interesse aller Beteiligten im Unternehmen an dem Außen­
erfolg der Organisation beruht. 

Dieser weitergedachte Liberalismus nimmt Marx' Kritik an 
den Herrschaftsverhältnissen in der » kapitalistischen Fabrik« 
kO!lstruktiv auf und erstrebt deren Abbau durch geeigncte For­
men der Arbeitnehmerpartizipation. Natürlich ist die ord­
nungspolitische Gestaltung der Partizipation eine schwicrige, 
aber nicht unlösbare Aufgabe. Generell gesprochen besteht sie 
in der Zuweisung korrekter Eigentumsrechte an die Gruppen, 
die langfristig ihre Ressourcen in das Unternehmen einbringen, . 
also insbesondere die Arbeitnehmer, die Manager und die lang­
fristigen Kapitalgeber. 

Eine solche liberale Weiterentwicklung der Unternehmens­
verfassung unterscheidet sich allerdings in einem wesentlichen 
Punkt von Marx ' (1867, S. 92f.) Perspektive einer demokrati­
schen Produktionsorganisation in einem » Verein freier Men­
schen« auf der Grundlage gemeinschaftlichen Eigentums und 
bewußter gesellschaftlicher Planung: Sie setzt nicht auf eine 
umfassende direkte Koordination aller ökonomischer Aktivitä­
ten durch umfassende, ,) bewußte « Planung. Gegen diese Vor­
stellung sprechen nicht nur empirische Befunde aus den staats­
sozialistischen Ländern, in denen hierarchische Unternehmens­
verfassungen vorherrschen und die Möglichkeiten effektiver 
Arbeitnehmerbeteiligung weitaus geringer sind als in markt­
wirtschaftlich orientierten westlichen Industrieländern. Tat­
siichlich sind die Bedingungen innerorganisatorischer Partizipa­
tion bei marktmäßiger Entscheidungskoordination zwischen 
den Unternehmen wesentlich günstiger, weil diese in der Ten­
denz eine wichtige Voraussetzung funktionsadäquater Ent­
scheidungsbeteiligung, nämlich die Zurechnung der Entschei­
dungsfolgen an die Entscheidungsträger, fördert. Gerade hohe 
Immobilität von Arbeitskräften, die von Entwertung bedrohtes 
Humankapital in die Unternehmung einbringen und sich 'auch 
aus vielen anderen Gründen nicht durch kostenlose Abwande­
rung den Folgen ihrer (Mit-)Entscheidungen entziehen können, 
sehafft nicht nur ein reales Partizipationsproblem, sondern zu­
gleich auch einen erwünschten sozialen Rückkopplungsmecha-
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nismus. Verbesserte Arbeitsbedingungen oder erhöhte Freizeit­
falls sie nicht ohnehin problemlos, weil unmittelbar effiziem­
steigernd sind - führen zu Produktionseinschränkungen lind 
d~mit zu Einkommenseinbußen, die eine Anlastung der s()~I. I ­
fen Kosten dieser Besserstellung bedeuten. 

Es kann in der Realität natürlich sein, daß dieser Rückkopl' ­
lungsmechanismus - ähnlich wie die Managerkontrolle iihn 
den Kapitalmarkt (vgl. Leipold 1981, Teil IV) - nicht ausrei­
chend ist, um die Verfolgung von Sonderinteressen zu Lastl'n 
Dritter auszuschließen. Dies verweist aber nur auf die Notwen ­
digkeit, im Rahmen eines funktionierenden Wettbewerbssystcll1\ 
die Unternehmensverfassung in geeigneter Weise ordnungspo\j ­
tisch zu gestalten. 13 Gerade für den Unternehmensbereich cr­
scheint aufgrund unserer Analyse die generelle Behauptung ge­
rechtfertigt, daß der Marktmechanismus nicht nur die einzit: 
praktikable Form gesellschaftlicher Koordination von Entschei­
dungen ist, die mit Partizipation im Betrieb vereinbar ist, da sie 
effektive Handlungsspielräume eröffnet, sondern auch, daß sie 
die einzig wünschenswerte Form ist, weil sie die ökonomisch 
sinnvolle Nutzung solcher Aktivitäten sicherstellt. Weiterhin 
läßt sich zeigen, daß eine zentralistische Partizipationskonzep­
tion in marktwirtschaftlichen Systemen - etwa über eine gc­
samtwirtschaftliche oder sektorale Investitionslenkung unter 
Beteiligung von Staat und Gewerkschaften - nicht nur unter Ef­
fizienz-, sondern auch unter Partizipationsgesichtspunkten JU­
ßerst.problematisch ist (vgl. Nutzinger 1978). 

6. Ausblick 

Daß in realen Marktwirtschaften hierarchisch gegliederte Un­
ternehmen vorherrschen, an denen die Beschäftigten keine we­
sentlichen Eigentumsanteile besitzen und in denen sie sich 
durch den Arbeitsvertrag der Autorität der Unternehmenslci­
tung unterordnen, muß nicht notwendig als Beweis für die 
Überlegenheit dieser Produktionsorganisation interpretiert 
werden, wie dies etwa Williamson (1980) und Alchia/1/Demscl~ 
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(1972, S. 787) tun. Angesichts der Interdependenz ökonomi­
scher Koordinationsmechanismen wäre ein solcher Schluß auch 
nicht zwingend: Bestimmte Ausgangsverteilungen an Eigen­
Iumsrechten können den Pfad wirtschaftlicher Entwicklung 
wesentlich determinieren (vgl. Eger/Weise 1985). Hinzu 
kommt, daß sich nm im idealisierten Marktsystem das Unter­
nehmen vollständig an die Umgebung - im Idealfall an die 
Preiskonstellation des allgemeinen Konkurrenzgleichgewichts -
;1I1paßt. Tatsächlich hat aber insbesondere die moderne Groß­
unternehmung starke . Anreize (und Möglichkeiten), »sich der 
Umgebung anzupassen« ,d. h. sich dem Sanktionsmechanismus 
des Marktes zu entziehen, sofern dies lohnend ist, also immer 
dann, wenn bei gegebenem Ertrag die Transaktionskosten der 
LJmgebungsbeeinflussung geringer sind als diejenigen der An­
p3s,wng an eine Umgebung. 14 Eine wesentliche Einschränkung 
der Interessenartikulation über die Abwanderung am Arbeits­
markt könnte nun darin liegen, daß die Gründung »laboristi­
scher«, an den Interessen der Beschäftigten, und nicht der Kapi­
talgeber, orientierter Unternehmen zwar nicht rechtlichen, aber 
bktischen Beschränkungen unterliegt, die eine wirksame 
"Sperre« gegen diese Organisationsformen darstellen. Durch 
dieses faktische Fehlen» laboristischer«, an den Präferenzen der 
Beschäftigten orientierter Unternehmungen wird offensichtlich 
auch die Wirksamkeit des Abwanderungsmechanismus einge­
schränkt, denn ein mit der hierarchischen Unternehmensorga­
nisation unzufriedener Beschäftigter wird beim Arbeitspbtz­
wechsel immer wieder mehr oder weniger auf denselben Typ, 
eben das hierarchische Unternehmen, stoßen. Dies mindert in 
Verbindung mit den erwähnten Transaktionskosten die Attrak­
tivität der »exit option« beträchtlich. 

Gibt es solche grundlegenden Zutrittssperren - etwa eine sy­
stematische Zutrittsbeschränkung für Arbeitsanbieter auf dem 
Kapitalmarkt -, so ist es, wie Vogt (1986) zeigt, zumindest 
möglich, daß ein überlegenes »laboristisches Gleichgewicht«, 
das an den Präferenzen der Beschäftigten orientiert ist, sich 
nicht rein marktmäßig durchsetzen kann. Vogt (1986) zeigt 
aber auch für diesen Fall die Möglichkeit einer liberalen Lösung 
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zur gesellschaftlichen Absicherung der spezifischen Risiken h­
boristischer Unternehmen; sie besteht in einer auf eine Üher ­
gangszeit begrenzten staatlichen Ausfallbürgschaft für ditO 
Gründung laboristischer Unternehmen, mit deren Hilfe print t 
Kapitalgeber im Fall des Scheiterns solcher Unternehmen ent 
schädigt werden können. Seiner Analyse zufolge könnte sich so 
langfristig die überlegene laboristische Produktionsweise 
durchsetzen, ohne daß es zu wohlfahrtsgefährdenden BeschLln 
kungen von Eigentums- und Handlungsrechten kommeil 
müßte. 

Die praktische Relevanz dieses Vogtsehen Gedankenexperi­
ments ist aufgrund des hohen Abstraktionsgrades seiner An ­
nahmen schwer abzuschätzen. Dazu soH an dieser Stelle auch 
kein Versuch gemacht werden. 15 Dieser abschließende Hil1\wis 
auf Vogts (1985) Theorie des laboristischen Gleichgewicht, 
sollte vielmehr andeuten, daß die alte liberale Utopie einn 
Selbststeuerung freier Individuen über kompetitive Märkte zu · 
mindest gedanklich vollkommen mit demokratischen ürgani ­
sationsformen im Unternehmen vereinbar ist, ja in gewissel 
Weise sogar eine Vollendung dieser liberalen Utopie darstellt. 
Verfolgt man einen eher pragmatischen, an konkreten Hand­
lungsmöglichkeiten orientierten Ansatz, so kann man ger~lllt 

auch aus liberaler Sicht gute Argumente für eine weitergehende 
Beteiligung der Beschäftigten an den Entscheidungen und Er ­
gebnissen des Unternehmens finden, weil die traditionelle Un­
ternehmensverfassung - im Gegensatz zu liberalen Prinzipien -­
die Arbeitnehmer und ihre Eigentumsrechte von Entscheidun­
gen abhängig macht, auf die sie keinen angemessenen und kei­
nen unmittelbaren Einfluß haben. Ein konsequent weiter!!c­
dachter Liberalismus darf nicht haltm3chen vor der wün­
schenswerten, aber deswegen keineswegs problemfreien Um!!c ­
staltung der Arbeitsbedingungen mit dem Ziel, die Gestaltungs­
möglichkeiten des Individuums auch im Produktionsbereich ZII 

erhöhen. Schon Mill (1848, S. 141) war bekanntlich der » ••. 

Ansicht, daß die Zeit dafür reif ist, diese Umgestaltung zu hc 
ginnen, und daß sie mit allen gerechten und wirksamen Mitteln 
unterstützt und ermutigt werden sollte «. Für die Wahl der »ge-
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rechten und wirksamen Mittel« zur Verwirklichung dieses Ziels 
einer freiheitlichen Lebensgestaltung auch im Produktionsbe­
reich kann uns die liberale ökonomische Theorie sicherlich 
noch viele wichtige Hinweise geben. 

* Dieses und alle nachfolgenden Zitate aus dem englischen Originaltext sind 
,om Verfass~r dieses Beitrags übersetzt. 
, I «.,. the individual knows everything that he needs to know once he knows 
priccs« (Hahll 1982, S, 2). 

~ Interessanterweise gibt'schon Smith (1776, Buch 4, K"p. 2) gerade an dieser 
Stelle, wo er die Selbstregulierung individueller Handlungen über die »unsicht­
hare Hand« postuliert, auch schon Argumente dafür an, daß es - etwa aus 
Gründen nationaler Verteidigung - Beschränkungen freien Handels (und damit 
.,"ch individueller Eigentumsrechte) geben müsse. 

, D'as ist natürlich auch den Vertretern der \'';''ohlfahrtsökonomik nicht ent­
g'lngen; vgl. dazu etwa die Überlegungen von Sohmell (1976) zum Untersu­
chungsgegenstand der Allokationstheorie (Kap. 1), zur Verwirklichung der Op­
timalbedingungen des stationären Modells (Kap . 4) und zu intertemporalen Effi­
lienzbedingungen (Kap. 6, bes. Abschnitte 5 und 6). 

4 Führenden Vertretern der allgemeinen Gleichgewichtstheorie, wie Arrow 
und Hahll (1971), sind die Defizite in der ModelIierung des Marktmechanismus 
im Rahmen dieser Theorie durchaus klar; das zeigen ihre Beiträge in dem Sam­
melband von Bell!Kristol (1981 ). Kriisselbergs (1983 ) Kritik an den Ivlodellan­
nahmen der allgemeinen Gleichgewichtstheorie ist daher nur im Hinblick auf je­
ne theoretischen Nationalökonomen zuzustimmen, die aus der Not der formalen 
Vereinfachung eine,. Tugend« machen und andere, (gegenwärtig) nicht formali­
sierbare Aspekte des Marktprozesses gänzlich außer Betracht lassen. Zu einem 
interessanten Versuch, die dynamischen Aspekte des Marktprozesses formal zu 
erfassen, siehe Witt (1980 ). 

5 Zu einer umfassenden Kritik an der Gleichgewichtskonzeption vgl. die ZlI­

,ammenfassende Darstellung bei Heuß (1980). 
6 Vgl. insbesondere Eucken (1952), Schiiller (1983, Teil 3) und im vorliegen­

den Band Heuß (1986) . 
7 Eng verwandt mit diesem Äquivalenztheorem ist die interessante Überle­

~ung von Eger/Weise (1984, S. 43ff. ), daß im allgemeinen Konkurrenzglcichge­
wicht sowohl der AbwanJerungsmechanismus als auch der Widerspruchsme­
chanismus zu einer vollständigen Partizipation in dem Sinne führen, datl jedes 
Individuum an den gesellschaftlichen Konsequenzen 'seiner H'lmllungen voll­
st:indig beteiligt wird und seine Llgc nur noch auf Kosten eines anderen Indivi­
duums verbessern kann, Vgl. dazu auch Abschnitt loben. 

s Wi/liamsoll (1975, S. 50f. ) kommt anhand einer transaktionskostenorien­
tierten Untersuchung des klassischen Beispiels der Arbeitsteilung von Adam 
Smith, der Stecknadelproduktion, zu folgender Feststellung: .. Die Stecknadel­
produktion umfatlte eine Reihe verschiedener technologi scher Verrichtungen 
(Geradeziehen des Drahtes, Abschneiden, Zuspitzen, Abschleifen usw.). Grund­
sätzlich könnte jede dieser Tätigkeiten durch einen unabhängigen Speziali:stcn 
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durchgeführt werden, und die Arbeit könnte. von Stufe zu Stufe durch V"'tr.H: 
weiterg('gcben werden. Die Einführung von. Zwischenliigern auf jeder Stufe wiir 
de darüber hinaus die Koordinationserfordernisse auf jeder Stufe verringl'rtI 1111.1 
d'lmit die Verträge vereinfachen. Jeder Arbeiter könnte dann in dem ihm ~l'111:i 
lIen Tempo vorgehen, nur unter der Beschränkung, daß er sein ZwischenJ;,cl'1 
auf einem Zwischenniveau aufrecht erhält. Eine Reihe unabhängiger Untert1;·!t 
mer statt einer Gruppe von Beschäftigten im Rahmen eiiler Auroritiitsheziehlt1I!: 
würde d,mn die fraglichen Verrichtungen vollziehen. Jedoch: Die Transaktioll' 
kosten sprechen gegen eine dcrarri~e Org:\Ilisation der Arheitsaufgaben.<> 

, Siehe dazu nochmals die o. a. Üherlegungen von Wi/liamson (1975, S. Slif. 
zu einer hypothetisch marktmiißig koordinierten Arheitsteilung hei der StC·Ck11.1 
del~roduktion. 

11 Diese Spezifika zweckgerichteter Leistungserstellung im Unternehmen rn 
hindern auch eine schematische Übertragung der Demokratiepostulate des polt 
tischen Liberalismus auf dem Produktionsbereich. 

11 .. Während, auf Basis der kapitalistischen Produktion, der Masse der U11· 
mittelbaren Produzenten der gesellschaftliche Charakter ihrer Produktion in dn 
Form streng reglementierender Autorität und eines als vollständige Hierarchi .. 
gegliederten, gesellschaftlichen Mechanismus des Arbeitsprozesses gegenüher 
tritt ... , herrscht unter den Trägern dieser Autorität, den Kapitalisten sdhst, die· 
sich nur als Waren besitzer gegenübertreten, die vollständigste Anarchie, i1111n 
halb derer der gesellschaftliche Zusammenhang der Produktion sich nur "I 
übermächtiges Naturgesetz der individuellen Willkür gegenüber geltend macht 
(Marx 1894, MEW 25, S. 887f.). 

12 Analog definieren FitzRoylMueller (1984, S. 36) den Staat als Reakti,,11 
auf exzessive Transaktionskosten beim Abfassen von Verträgen über kollekrirn' 
Konsum aufgrund der Zahl der beteiligten Individuen und der Überwachung' 
kosten, die formale geschriebene Verträge unpraktikahel machen und einen i1l1 
pliziten sozialen Vertrag oder eine Verfassung verlangen, die dem Staat zugrund, 
liegt. 

13 Interessanterweise zeigt die Diskussion in der Bundesrepublik Deutsch 
land, daß Beispiele »mißglückter« Partizipation zu Lasten Dritter oder der All):,. 
meinheit regelmäßig aus solchen Bereichen stammen, die ganz oder teilweise ~c 
genüber Wettbewerb abgeschottet sind, wie Krankenhäuser, Hochschulen UIl,1 
politische Parteien. In diesen Bereichen müssen effektive Formen der Außen~"" 
trolle entwickelt und praktiziert werden, damit eine sinnvolle Beteiligun~ dc 1 
Organisationsmitglieder an Entscheidungen und Ergebnissen möglich und eilt, 
.. Selbstbedienung zu Lasten der Allgemeinheit<> unter dem Deckmantel der !'.Ir 
tizipation verhindert wird. 

14 Diesen Tatbestand hat Alexis ]acquemin (1984) zum Ausgangspunkt eil,,: 
Monographie über »Industrial Organization« gemacht. 

15 Zu einer ausführlichen Diskussion dieses Ansatzes von Vogt siehe NIII :.'" 
ger (1986). 
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